
Bundessozialgericht

— 12 RK 2/81 —
I m N a m e n d e 3 V o 1 k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: ......................................

g e g e n

.Oo....voootoooocoooooouoooooonooooono ooooo . oooooooo to......-

beigeladen:

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 24. September 1981

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Bremen vom 13. Oktober 1980 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob bei der Berech-

nung der Sozialversicherungsbeiträge für die ab 1. April

1976 geltenden Durchschnittsheuern aud1die - lohnsteuer—

freien — Anteile der Fang— oder Produktprämien zu berück-

sichtigen sind, die als Abgeltung der Zuschläge für Sonn-‚

Feiertags— und Nachtarbeit an das seemännische Personal der

Klägerin gezahlt werden.

Die Klägerin betreibt als Reederei die Hochseefischerei. Am

20. Mai 1976 erteilte ihr die Beklagte als Einzugsäelle der

Gesamtsozialversicherungsbeiträge für das seemännische Per-

sonal der Hochseefischerei einen Beitragsbescheid, wonach

für den Monat April 1976 insgesamt DM 71.400,87 an Beiträgen

zu entrichten waren. Dieser Betrag errechnete sich auf der

Grundlage der anrechenbaren Durchschnittsheuern aus den Bei—

trägen für die einzelnen Zweige der Sozialversicherung. Die

zugrunde gelegten Durchschnittsheuern enthielten auch die
lohnsteuerfreien Anteile der Fang- oder Produktprämien, die

als Abgeltung der Zuschläge für Sonn-, Feiertags— und Nacht—

arbeit gezahlt wurden.

Widerspruch, Klage und Berufung der Klägerin sind erfolglos

geblieben (Widerspruchsbescheid vom 1. Oktober 1976; Urteile
des Sozialgerichts —SG—Bremen vom 6. Dezember 1977 und des

Landessozialgerichts —LSG-Bremen vom 13. Oktober 1980). Das
LSG hat den im Zeitpunkt der Erteilung des Beitragsbeschei—

des noch geltenden Gemeinsamen Erlaß vom 10. September 1944
(AN) 194h, 281), wonach die Beiträge zur Sozialversicherung
grundsätzlich von dem für die Berechnung der Lohnsteuer maß—

gebenden Betrag zu berechnen waren, im vorliegenden Fall

nicht für anwendbar gehalten, weil dem die gesetzlichen Spe—
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zialregelungen für die Beitragsberechnung in der Seefahrt

entgegenstünden. Aber auch wenn eine vorrangige Spezialre-

gelung verneint werde, verbiete sich eine Beitragsfreiheit

der zur Abgeltung der Mehrarbeitszuschläge gezahlten Antei—
le an den Fang— und Produktprämien zum einen aus dem für den

Erlaß vom 10. September 1944 maßgebenden Grund der Verwal—
tungsvereinfachung, zum anderen wegen der drohenden sozial—

versicherungsrechtlichen Benachteiligung der Seeleute. Der
Gemeinsame Erlaß habe den Einzugstellen ermöglichen sollen,

anhand der Lohnunterlagen die Beitragsentrichtung unter Ver-

zicht auf schwierige Einzelberechnungen über die Zusammen—

setzung des Lohnes zu überprüfen. Wenn die zur Abgeltung der

Zuschläge für Mehrarbeit gezahlten Anteile abgesondert wer—

den müßten, würde dieser tragende Gedanke in sein Gegenteil

verkehrt werden. Eine Trennung der Prämienanteile vom übri—

gen Entgelt wäre auf der Grundlage der Durchschnittsentgelte

sogar unmöglich. Da die Prämienanteile in der Regel über

15 vH der Gesamtvergütung betrügen, bliebe jedenfalls ein

erheblicher Teil des Gesamtentgelts der sozialen Sicherung

entzogen, wenn sich die Beitragspflicht nicht darauf er—
strecken würde. Das hätte vor allem Auswirkungen auf den spä—

teren Rentenanspruch der Arbeitnehmer.

Mit der — vom LSG zugelassenen - Revision vertritt die Klä—

gerin die Auffassung, daß die pauschalen Zuschläge - weil

lohnsteuerfrei - auch beitragsfrei für die Sozialversicherung

seien. Gegenüber dem für den streitigen Beitragszeitraum gel-

tenden Gemeinsamen Erlaß seien die Rechsgrundlagen des In—

stituts der Durchschnittsheuern nicht als lex specialis zu
beurteilen. Der Vereinfachungszweck des Gemeinsamen Erlasses

sei nicht beeinträchtigt, wenn die Unternehmen nur die lohn-

steuerpflichtigen Bezüge zu melden hätten. Im übrigen seien

die Sozialgerichte zur Rechtsanwendung, nicht aber zur So-

zialpolitik berufen. Auch habe sich durch langdauernde Übung

Gewohnheitsrecht gebildet, an das auch die Beklagte gebunden

sei.
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Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts aufzuheben und

die Beklagte unter Abänderung des Bescheides vom
20. Mai 1976 und Aufhebung des Widerspruchsbeschei—

des vom 1. Oktober 1976 zu verurteilen, bei der Neu-

berechnung des Beitrages die lohnsteuerfreien Antei-

le der Fang— oder Produktprämien, die als Abgeltung

der Zuschläge für Sohn—, Feiertags— und Nachtarbeit

gezahlt werden, außer Ansatz zu lassen,

hilfsweise,

das Urteil des Landessozialgerichts aufzuheben und

die Sache an das Landessozialgericht zurückzuverwei-

sen.

Die Beklagte und die Beigeladenen zu 1) bis 4) beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Ur-

teil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (ä 124

Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG—).

II

Die Revision der Klägerin führt zur Aufhebung des angefoch-

tenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an
das LSG.

Die Aufhebung des Berufungsurteils ist geboten, weil das

Verfahren vor dem LSG an einem im Revisionsverfahren fort-

wirkenden prozessualen Mangel leidet, der in der Revisions-

instanz nicht beseitigt werden kann. Das LSG hat nicht be-

- 5 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


achtet, daß der Streit darüber, ob die lohnsteuerfreien Lohn—

anteile bei der Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge

zu berücksichtigen sind, in welcher Höhe also die Beiträge

auch zur Rentenversicherung zu entrichten sind, unmittelbar
in die Rechtssphäre der betreffenden versicherten Seeleute

eingreift. Von der Höhe der Beiträge ist nämlich die Höhe der

späteren Renten abhängig. Werden Dritte in ihrem Versiche—

rungsverhältnis vom Rechtsstreit derart betroffen, so sind
_

sie nach @ 75 Abs 2, 1. Fall SGG notwendig beizuladen, weil

die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich erge-

hen kann (BSG SozR 1500 5 75 Nrn 15 und 21).

Die Unterlassung einer notwendigen Beiladung ist ein im Re—

visionsverfahren von Amts wegen zu beachtender und zur Zu-

rückverweisung zwingender Verfahrensfehler (BSG SozR @ 75

Nr 1 ).

Das auf dem Verfahrensfehler beruhende Urteil des LSG muß

sonach aufgehoben werden, ohne daß — mangels Beteiligung al-

ler vom Verfahren betroffenen — der Senat Ausführungen zur

materiell—rechtlichen Seite des Rechtsstreites machen kann.

Zur Vereinfachung des Verfahrens könnte es zweckmäßig sein,

von der Beiladung sämtlicher in Betracht kommenden Versicher-
ten abzusehen und durch Teilurteil zunächst nur über die Bei-

tragshöhe für einen Versicherten oder einige von ihnen zu

entscheiden.
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Die Kostenentscheidung bleibt dem das Verfahren ab-
schließenden Urteil vorbehalten.
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